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- Synoptische Darstellung Vorentwurf– geltendes Recht 

 

Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration 

(Ausländer- und Integrationsgesetz, AIG) vom 16. Dezember 2005 

 

Geltendes Recht Vorentwurf 

 

Art. 62 Widerruf von Bewilligungen und 
anderen Verfügungen 

1 Die zuständige Behörde kann Bewilligungen, 
ausgenommen die Niederlassungsbewilligung, und 
andere Verfügungen nach diesem Gesetz widerrufen, 
wenn die Ausländerin oder der Ausländer: 

a. oder ihr oder sein Vertreter im 
Bewilligungsverfahren falsche Angaben macht 
oder wesentliche Tatsachen verschwiegen hat; 

b. zu einer längerfristigen Freiheitsstrafe verurteilt 
wurde oder gegen sie eine strafrechtliche 
Massnahme im Sinne der Artikel 59–61 oder 64 
StGB angeordnet wurde; 

c. erheblich oder wiederholt gegen die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung in der Schweiz oder im 
Ausland verstossen hat oder diese gefährdet 
oder die innere oder die äussere Sicherheit 
gefährdet; 

d. eine mit der Verfügung verbundene Bedingung 
nicht einhält; 

e. oder eine Person, für die sie oder er zu sorgen 
hat, auf Sozialhilfe angewiesen ist; 

f. in rechtsmissbräuchlicher Weise versucht hat, 
das Schweizer Bürgerrecht zu erschleichen, 
oder ihr oder ihm dieses aufgrund einer 
rechtskräftigen Verfügung im Rahmen einer 
Nichtigerklärung gemäss Artikel 36 des Bürger-
rechtsgesetzes vom 20. Juni 2014 entzogen 
worden ist; 

g. eine Integrationsvereinbarung ohne 
entschuldbaren Grund nicht einhält. 

 

 

 

 

 

 

2 Unzulässig ist ein Widerruf, der nur damit begründet 
wird, dass ein Delikt begangen wurde, für das ein 
Strafgericht bereits eine Strafe oder Massnahme 
verhängt, jedoch von einer Landesverweisung 
abgesehen hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1bis Bei der Prüfung eines allfälligen Widerrufs nach 
Absatz 1 Buchstabe e ist zu berücksichtigen, ob die 
betroffene Person durch eigenes Verschulden die 
Sozialhilfeabhängigkeit herbeigeführt und ihr 
Arbeitspotenzial oder andere Möglichkeiten, 
nachhaltig von der Sozialhilfe unabhängig zu werden, 
unzureichend genutzt hat. 

 

Art. 63 Widerruf der Niederlassungsbewilligung 

1 Die Niederlassungsbewilligung kann nur widerrufen 
werden, wenn: 

 

 

 

 



 

a. die Voraussetzungen nach Artikel 62 Absatz 1 
Buchstabe a oder b erfüllt sind; 

b. die Ausländerin oder der Ausländer in 
schwerwiegender Weise gegen die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung in der Schweiz oder im 
Ausland verstossen hat oder diese gefährdet 
oder die innere oder die äussere Sicherheit 
gefährdet; 

c. die Ausländerin oder der Ausländer oder eine 
Person, für die sie oder er zu sorgen hat, 
dauerhaft und in erheblichem Mass auf 
Sozialhilfe angewiesen ist; 

d. die Ausländerin oder der Ausländer in 
rechtsmissbräuchlicher Weise versucht hat, 
das Schweizer Bürgerrecht zu erschleichen, 
oder ihr oder ihm dieses aufgrund einer 
rechtskräftigen Verfügung im Rahmen einer 
Nichtigerklärung gemäss Artikel 36 des 
Bürgerrechtsgesetzes vom 20. Juni 2014 
entzogen worden ist; 

e. … 

 

 

 

 

 

 

2 Die Niederlassungsbewilligung kann widerrufen und 
durch eine Aufenthaltsbewilligung ersetzt werden, 
wenn die Integrationskriterien nach Artikel 58a nicht 
erfüllt sind. 

3 Unzulässig ist ein Widerruf, der nur damit begründet 
wird, dass ein Delikt begangen wurde, für das ein 
Strafgericht bereits eine Strafe oder Massnahme 
verhängt, jedoch von einer Landesverweisung 
abgesehen hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1bis Bei der Prüfung eines allfälligen Widerrufs nach 
Absatz 1 Buchstabe c ist zu berücksichtigen, ob die 
betroffene Person durch eigenes Verschulden die 
Sozialhilfeabhängigkeit herbeigeführt und ihr 
Arbeitspotenzial oder andere Möglichkeiten, 
nachhaltig von der Sozialhilfe unabhängig zu werden, 
unzureichend genutzt hat. 

 


